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Geschaftsordnung fiur den Integrationsrat der Stadt Moers
vom 16.03.2010 in der Fassung der letzten Anderung vom 08.12.2020

Praambel

Aufgrund des 8§ 27 Abs. 7 Satz 4 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. S.666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom 29. Sep-
tember 2020 (GV. NRW. S. 916) hat der Integrationsrat der Stadt Moers am
08.12.2020 fur sich folgende Geschéaftsordnung beschlossen:

§1
Einberufung der Sitzungen des Integrationsrates

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende beruft den Integrationsrat ein, so oft es die
Geschaéftslage erfordert.

(2) Einladung und Tagesordnung mussen den Mitgliedern spatestens am flinften
Kalendertag vor der Sitzung zugehen. Von dieser Frist darf nur in dringenden
Fallen abgewichen werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begrinden.

(3) Der Integrationsrat ist unverzuglich einzuberufen, wenn ein Funftel der Mitglieder
unter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstande es verlangt.

(4) Ort und Zeit der Sitzung sind in der Einladung bekannt zu geben.

§2
Aufstellung der Tagesordnung

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende setzt die Tagesordnung nach Benehmen
mit der Burgermeisterin oder dem Burgermeister oder durch eine beauftragte
Person fest.

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat dabei Vorschlage aufzunehmen, die
in schriftlicher Form spéatestens am neunten Kalendertag vor dem Sitzungstag
von mindestens einem Funftel der Mitglieder des Integrationsrates vorgelegt
werden.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende legt ferner die Reihenfolge der einzelnen
Tagesordnungspunkte fest.

§3
Unterrichtung der Offentlichkeit Gber die Sitzungstermine

Uber Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Integrationsrates wird die Of-
fentlichkeit in geeigneter Weise unterrichtet. Es bedarf keiner 6ffentlichen Bekannt-
machung.
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§4
Anzeigepflicht bei Verhinderung

(1) Mitglieder des Integrationsrates, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzuneh-
men, haben dies unverziglich, spatestens zu Beginn der Sitzung, der Vorsitzen-
den oder dem Vorsitzenden oder der Verwaltung mitzuteilen.

(2) Entsprechendes gilt fur Mitglieder des Integrationsrates, die die Sitzung vorzeitig
verlassen wollen.

85
Teilnahme

(1) Neben den Mitgliedern des Integrationsrates kann der Integrationsrat erganzende
Mitglieder mit beratender Stimme benennen, die einer Bestéatigung des Rates
der Stadt bedurfen.

(2) Dartuiber hinaus nehmen fir die Verwaltung

¢ die BUrgermeisterin oder der Burgermeister oder eine von ihm benannte Ver-
tretung mit beratender Stimme

¢ sowie die von der Burgermeisterin oder dem Blrgermeister weiter benannten
Person der Verwaltung

an den Sitzungen des Integrationsrates teil.

(3) Zur Sitzung des Integrationsrates kbénnen zusatzlich Sachverstandige eingeladen
werden, sofern es die jeweilige Tagesordnung geboten erscheinen lasst oder die
Mehrheit der Mitglieder des Integrationsrates dies winscht.

§6
Offentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Integrationsrates sind 6ffentlich. Alle haben das Recht, als
Zuhorer an offentlichen Sitzungen des Integrationsrates teilzunehmen, soweit
dies die raumlichen Verhaltnisse gestatten. Die Zuhdorer sind nicht berechtigt,
das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Integrationsra-
tes zu beteiligen.

(2) Es wird fir die Angelegenheiten die Offentlichkeit ausgeschlossen, fiir die nach
der Geschéftsordnung fir den Rat und die Ausschisse der Stadt Moers in der
jeweils geltenden Fassung die Offentlichkeit ausgeschlossen ist. Dies gilt nicht,
wenn im Einzelfall weder Grinde des 6ffentlichen Wohls noch berechtigte An-
spriiche oder Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit gebieten.

(3) Dariiber hinaus kann auf Antrag eines Mitgliedes des Integrationsrates oder auf
Vorschlag der Birgermeisterin oder des Blrgermeisters fur einzelne Angelegen-
heiten die Offentlichkeit ausgeschlossen werden. Antrage und Vorschlage auf
Ausschluss der Offentlichkeit dirfen nur in nichtoffentlicher Sitzung begriindet
und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist
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die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtéffentlicher
Sitzung weiterverhandelt wird.

87
Vorsitz

(1) Der Integrationsrat wahlt aus seiner Mitte in Anwendung des 8§ 50 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung NRW eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden.
Der Integrationsrat wahlt aus seiner Mitte in Anwendung des 8 50 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen drei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.

(2) Scheidet eine Vorsitzende / ein Vorsitzender oder eine Stellvertreterin / ein Stell-
vertreter wahrend der Wahlzeit aus, ist die nachfolgende Person fiir den Rest der
Wabhlzeit ohne Aussprache in geheimer Abstimmung entsprechend § 50 Abs. 2
GO zu wahlen.

(3) Der Integrationsrat kann die Vorsitzende oder den Vorsitzenden abberufen. Der
Antrag kann nur von der Mehrheit der durch Beschluss des Rates der Stadt be-
stimmten Zahl der Mitglieder gestellt werden. Zwischen dem Eingang des Antrags
und der Sitzung des Integrationsrates muss eine Frist von mindestens zwei Ta-
gen liegen. Uber den Antrag ist ohne Aussprache abzustimmen. Der Beschluss
Uber die Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der durch Beschluss
des Rates der Stadt bestimmten Zahl der Mitglieder. Die nachfolgende Person ist
innerhalb einer Frist von zwei Wochen ohne Aussprache in geheimer Abstim-
mung zu wahlen. Die Vorschriften gelten fir die Stellvertreter entsprechend.

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende fuhrt den Vorsitz im Integrationsrat. Im Falle
der Verhinderung tibernimmt seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter den
Vorsitz. Die Reihenfolge der Vertretung bestimmt sich nach der Reihenfolge der
Wabhl nach Abs. 1. Die Sitzung bei der Wahl des oder der Vorsitzenden sowie bei
Entscheidungen, die vorher getroffen werden mussen, leitet der oder die Alters-
vorsitzende.

(5) Die oder der Vorsitzende hat die Sitzung sachlich und unparteiisch leiten.

§8
Beschlussfahigkeit

(1) Der Integrationsrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der durch Be-
schluss des Rates der Stadt bestimmten Zahl der Mitglieder anwesend ist. Er gilt
als beschlussfahig, solange seine Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zurtickgestellt worden und
wird der Integrationsrat zur Behandlung tber denselben Gegenstand einberufen,
so ist er ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig, wenn bei
der zweiten Einberufung auf diese Bestimmung ausdriicklich hingewiesen wor-
den ist.
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§9
Befangenheit

(1) Muss ein Mitglied des Integrationsrates annehmen, nach 88 27 Abs. 7, 31 GO
NRW von der Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu
sein, so hat es den AusschlielBungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufge-
fordert der oder dem Ausschussvorsitzenden anzuzeigen und den Sitzungsraum
zu verlassen; bei einer offentlichen Sitzung kann das Mitglied des Integrationsra-
tes sich in dem fur die Zuhérer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(2) In Zweifelsfallen entscheidet der Integrationsrat dartiber, ob ein Ausschliel3ungs-
grund besteht.

(3) Verstoldt ein Mitglied des Integrationsrates gegen die Offenbarungspflicht nach
Abs. 1, so stellt der Integrationsrat dies durch Beschluss fest. Der Beschluss ist
in die Niederschrift aufzunehmen.

8§10
Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

Der Integrationsrat kann vor Eintritt in die Tagesordnung beschlief3en,
a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,

b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,

c) Tagesordnungspunkte abzusetzen,

d) die Tagesordnung zu erweitern, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die
keinen Aufschub dulden oder die von &ul3erster Dringlichkeit sind.

§11
Redeordnung

(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach
der vorgesehenen oder beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Ver-
handlungsgegenstandes auf und stellt die Angelegenheit zur Beratung.

(2) Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Funftel der Mit-
glieder des Integrationsrates in die Tagesordnung aufgenommen worden ist, so
ist zun&chst den Antragstellern Gelegenheit zu geben, ihren Vorschlag zu be-
grinden. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhalt zunachst der Bericht-
erstatter das Wort. Sitzungssprache ist deutsch.

(3) Anschlie3end erteilt die Vorsitzende oder der Vorsitzende das Wort in der Rei-
henfolge der Wortmeldungen. Melden sich Redner gleichzeitig zu Wort, ent-
scheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende Uber die Reihenfolge.
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(4) Aulerhalb der Reihenfolge wird das Wort erteilt, wenn ein Antrag zur Geschafts-
ordnung gestellt werden soll.

(5) Die Burgermeisterin oder der Birgermeister oder eine von ihm benannte Person
der Verwaltung (8 5 Abs. 1) ist berechtigt, auch au3erhalb der Reihenfolge das
Wort zu ergreifen.

(6) Die Redezeit betragt im Regelfall htéchstens 5 Minuten. Ein Mitglied des Integra-
tionsrates / eine zur Teilnahme berechtigte Person darf hochstens dreimal zum
selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Antrage zur Geschaftsordnung blei-
ben hiervon unberihrt. Der Integrationsrat kann hiervon durch Beschluss Aus-
nahmen zulassen.

(7) Spricht eine Rednerin oder ein Redner Uber die festgesetzte Redezeit hinaus, so
kann ihr oder ihm die Vorsitzende oder der Vorsitzende nach einmaliger Ermah-
nung das Wort entziehen. Ausfihrungen, die die Rednerin oder der Redner
macht, nachdem ihr oder ihm das Wort entzogen ist, werden in die Niederschrift
nicht aufgenommen.

§12
Antrage zur Geschéaftsordnung

(1) Antrage zur Geschéaftsordnung kénnen jederzeit von jedem Mitglied des Integra-
tionsrates gestellt werden.

Dazu gehoren insbesondere folgende Antrage:

a) auf Schluss der Aussprache

b) auf Schluss der Rednerliste

c¢) auf Vertagung

d) auf Unterbrechung oder auf Aufhebung der Sitzung

e) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit

f) auf namentliche oder geheime Abstimmung

g) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung.

(2) Wird ein Antrag zur Geschéftsordnung gestellt, so darf noch je ein Mitglied des
Integrationsrates fiir und gegen diesen Antrag sprechen. Danach ist GUber den
Antrag abzustimmen.

(3) Uber Antrage zur Geschaftsordnung hat der Integrationsrat gesondert vorab zu
entscheiden. Werden mehrere Antrage zur Geschaftsordnung gleichzeitig ge-
stellt, so ist Uber den jeweils weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In
Zweifelsfallen bestimmt die Vorsitzende oder der Vorsitzende die Reihenfolge
der Abstimmung.

§13
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Mitglied des Integrationsrates, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat,
kann verlangen, dass die Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die
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Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt die Vorsitzen-
de oder der Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt.

(1)

(2)

(1)

(2)
(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

§ 14
Antrage zur Sache

Jedes Mitglied des Integrationsrates ist berechtigt, zu jedem Punkt der Tages-
ordnung Antrage zu stellen, um eine Entscheidung des Integrationsrates in der
Sache herbeizufiihren (Antrage zur Sache). Die Antrage missen einen abstim-
mungsfahigen Entwurf enthalten.

Jedes Mitglied des Integrationsrates ist berechtigt, Zusatz- und Anderungsantra-
ge zu dem nach Abs. 1 gestellten Antrag zu stellen. Abs. 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

§15
Abstimmung

Nach Schluss der Aussprache stellt die Vorsitzende oder der Vorsitzende die zu

dem Tagesordnungspunkt gestellten Sachantrage zur Abstimmung. Der weitest-

gehende Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfallen bestimmt die Vorsitzende oder der
Vorsitzende die Reihenfolge der Abstimmung.

Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.

Auf Antrag von mindestens einem Fiinftel der Mitglieder des Integrationsrates
erfolgt namentliche Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmab-
gabe jedes Mitglieds des Integrationsrates in der Niederschrift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Mitglieder wird geheim abge-
stimmt. Die geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als
auch auf geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstim-
mung Vorrang.

Das Abstimmungsergebnis wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
bekannt gegeben und in der Niederschrift festgehalten.

§16
Fragerecht der Mitglieder des Integrationsrates

Anfragen von Mitgliedern des Integrationsrates an die Verwaltung in Angelegen-
heiten der Stadt, die in unmittelbar bevorstehenden Sitzungen des Integrations-

rates beantwortet werden sollen, sind der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden

oder der Verwaltung spatestens sechs Werktage vor Beginn der Sitzung schrift-
lich einzureichen.

Die Anfragen dirfen sich nur auf einen bestimmten Sachverhalt beziehen, mis-
sen kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermoglichen. Sie durfen kei-
ne unsachlichen Feststellungen oder Wertungen enthalten. Das Fragerecht dient
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nicht zur Klarung abstrakter Rechtsfragen.

§17
Ordnungsbestimmungen

Hinsichtlich der Ordnungsbestimmungen gelten die entsprechenden Vorschriften der
Geschaftsordnung des Rates und der Ausschiisse der Stadt Moers in der jeweils
geltenden Fassung.
§18
Niederschrift

(1) Uber die im Integrationsrat gefassten Beschliisse ist eine Niederschrift aufzu-
nehmen. Diese wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und der vom
Integrationsrat zu bestellenden schriftfihrenden Person unterzeichnet.

(2) Der wesentliche Inhalt der Beschlusse soll in offentlicher Sitzung oder in anderer
geeigneter Weise der Offentlichkeit zugéanglich gemacht werden, soweit nicht im
Einzelfall etwas Anderes beschlossen wird.

§19
Unterrichtung der Offentlichkeit iber die Beschlisse

(1) Uber den wesentlichen Inhalt der vom Integrationsrat gefassten Beschlusse ist
die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch ge-
schehen, dass die Vorsitzende oder der Vorsitzende den Wortlaut eines vom In-
tegrationsrat gefassten Beschlusses im unmittelbaren Anschluss an die Sitzung
der ortlichen Presse zuganglich macht.

(2) Der Vorsitzende oder Vorstand vertritt den Integrationsrat nach auf3en (z. B. bei
Presseerklarungen). Die einzelnen Mitglieder des Integrationsrates sind nicht be-
fugt, sich im Namen des Integrationsrates zu auf3ern.

820
Datenschutz

(1) Die Mitglieder des Integrationsrates, die im Rahmen der Ausibung ihrer Tatigkeit
Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, ha-
ben bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dirfen solche Daten nur zu dem jeweili-
gen, der rechtmafigen Aufgabenerfullung dienenden Zweck verarbeiten oder of-
fenbaren.

(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben tber personliche oder sachliche
Verhaltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natirlichen Person.

(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstlicke, automatisierte Dateien und sons-
tige Datentrager, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Da-
ten enthalten. Hierzu zahlen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang
stehende handschriftliche oder andere Notizen.
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8§21
Arbeitskreise

(1) Der Integrationsrat kann fur die Beratung bestimmter Themen Arbeitskreise ein-
richten. Die GroRRe der Arbeitskreise und ihre Leitung werden vom Integrationsrat
festgeleqt.

(2) Die Arbeitskreise sind berechtigt, zu einzelnen Punkten der Tagesordnung Bera-
ter ohne Stimmrecht hinzuzuziehen. Deren Zahl darf die Zahl der Mitglieder nicht
Ubersteigen.

§ 22
Vorschlag fir Ratsausschisse

Der Integrationsrat hat das Vorschlagsrecht, dem Rat fur nachstehende freiwillige
Ausschusse je ein Mitglied sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter mit
beratender Stimme zu benennen:

Ausschuss fur Bauen, Wirtschaft und Liegenschaften
Ausschuss fur Blrgerantrage

Ausschuss fur Stadtentwicklung, Planen und Umwelt
Jugendhilfeausschuss

Kulturausschuss

Schulausschuss

Sportausschuss

Sozialausschuss

Ausschuss fur Personal und Digitalisierung
Feuerwehrausschuss

Beirat fr Menschen mit Behinderung

Seniorenbeirat

§23
Datenverarbeitung

(1) Die Mitglieder des Integrationsrates sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so
aufzubewahren, dass sie standig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter (z. B.
Familienangehdorige, Besucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesichert sind.
Dieses gilt auch fir den Transport der Unterlagen. In begriindeten Einzelfallen ist
der Burgermeisterin oder dem Burgermeister auf Verlangen Auskunft Uber die ge-
troffenen DatensicherheitsmalRnahmen zu geben.

(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung tber den Inhalt an
Dritte ist nicht zul&ssig. Dies gilt auch flr die Zeit nach Ausscheiden aus dem In-
tegrationsrat.

(3) Die Mitglieder des Integrationsrates sind bei einem Auskunftsersuchen einer be-
troffenen Person nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflichtet, der Blrger-
meisterin oder dem Burgermeister auf Anfrage schriftlich Auskunft Gber die bei
ihnen aufgrund dieser Tatigkeit zu einer bestimmten Person gespeicherten Daten
zu erteilen (vgl. 8§ 18 Abs. 1 Nr. 1 DSG NRW).
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(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverztglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu
I6schen, wenn diese fur die Aufgabenerfillung nicht mehr benétigt werden.

Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschlief3lich aller damit in Zusammen-
hang stehenden Unterlagen ist dieses regelmaRig anzunehmen, wenn die Nie-
derschrift Gber die Sitzung, in der der jeweilige Tagesordnungspunkt abschlie-
Rend behandelt wurde, genehmigt ist.

(5) Bei einem Ausscheiden aus dem Integrationsrat sind alle vertraulichen Unterla-
gen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu l6schen.

§24
Schlussbestimmungen

Jedem Mitglied des Integrationsrates ist eine Ausfertigung dieser Geschaftsordnung
auszuhandigen. Wird die Geschaftsordnung wahrend der Wahlzeit geandert, so ist
auch die geanderte Fassung auszuhandigen.

825
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit dem Tage nach Beschlussfassung durch den Integ-
rationsrat in Kratft.



	Geschäftsordnung für den Integrationsrat der Stadt Moersvom 16.03.2010 in der Fassung der letzten Änderung vom 08.12.2020
	§ 1 Einberufung der Sitzungen des Integrationsrates
	§ 2 Aufstellung der Tagesordnung
	§ 3 Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Sitzungstermine
	§ 4 Anzeigepflicht bei Verhinderung
	§ 5 Teilnahme
	§ 6 Öffentlichkeit der Sitzungen
	§ 7 Vorsitz
	§ 8 Beschlussfähigkeit
	§ 9 Befangenheit
	§ 10 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung
	§ 11 Redeordnung
	§ 12 Anträge zur Geschäftsordnung
	§ 13 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste
	§ 14 Anträge zur Sache
	§ 15 Abstimmung
	§ 16 Fragerecht der Mitglieder des Integrationsrates
	§ 17 Ordnungsbestimmungen
	§ 18 Niederschrift
	§ 19 Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Beschlüsse
	§ 20 Datenschutz
	§ 21 Arbeitskreise
	§ 22 Vorschlag für Ratsausschüsse
	§ 23 Datenverarbeitung
	§ 24 Schlussbestimmungen
	§ 25 Inkrafttreten



